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1 Ausgangslage und Zielsetzung 

1.1 Bedürfnis einer neuen Projektkategorie 
Zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes müssen bestehende Schutzbauten regelmässig un-
terhalten werden. Viele Schutzbauten weisen mittlerweile ein relativ hohes Alter auf. Dies führt zu 
steigenden Unterhaltskosten und dementsprechend auch zu einer Zunahme der kantonalen Beiträ-
ge. Unterhaltsmassnahmen werden im Rahmen von Unterhaltsanzeigen ohne Verfahren durch das 
Tiefbauamt geprüft. Fischereiliche, naturschützerische und forstliche Belangen werden in entspre-
chend verfassten Mitberichten festgehalten. 

Instandstellungsarbeiten an bestehenden Hochwasserschutzbauten, welche über den eigentlichen 
Gewässerunterhalt hinaus gehen, sollen nicht mehr im Rahmen von Unterhaltsanzeigen geprüft 
und subventioniert werden. Instandstellungsarbeiten passen jedoch nur sehr begrenzt in das her-
kömmliche Schema des Wasserbaubewilligungs- resp. Wasserbauplanverfahrens. Insbesondere ist 
der Nachweis der Kostenwirksamkeit oft problematisch. Für solche Instandstellungsarbeiten soll 
deshalb eine neue Projektkategorie geschaffen werden, welche auf die Gegebenheiten sowie die 
dazugehörige Problematik abgestimmt ist. Mit der neuen Projektkategorie soll keine neue Verfah-
renskategorie geschaffen werden. 

1.2 Zielsetzung 
In der vorliegenden Handlungsempfehlung werden Randbedingungen und Kriterien zur Abgrenzung 
der neuen Projektkategorie „Instandstellungsprojekte (ISP)“ definiert. Das Genehmigungs- und 
Subventionsverfahren für Instandstellungsprojekte soll möglichst einfach sein und auf den beste-
henden gesetzlichen Grundlagen basieren. Nebst den wichtigsten gesetzlichen Grundlagen und 
den Voraussetzungen des Bundesamtes für Umwelt (BAFU) sollen ebenfalls die Subventionssätze, 
die minimal erforderlichen Nachweise sowie der Dossierumfang für Instandstellungsprojekte festge-
legt werden. 

1.3 Geltungsbereich 
Die vorliegende Richtlinie gilt für Abteilungen und Kreise im Tiefbauamt, welche mit Aufgaben rund 
um das Thema "Instandstellungsprojekte im Wasserbau" betraut sind.  

Sie gilt zudem als Handlungsempfehlung für Wasserbaupflichtige sowie für projektierende Ingenieu-
re im Zusammenhang mit der Beantragung von Bewilligungen und entsprechenden Beiträgen. 

2 Rahmenbedingungen 

2.1 Grundlagen 
• Bundesgesetz vom 21. Juni 1991 über den Wasserbau [SR 721.100] 
• Verordnung vom 2. November 1994 über den Wasserbau (Wasserbauverordnung, WBV) 

[SR 721.100.1] 
• Gesetz vom 14. Februar 1989 über Gewässerunterhalt und Wasserbau (Wasserbaugesetz, 

WBG) [BSG 751.11] 
• Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 [BSG 751.111.1] 
• Einführungsverordnung vom 24. Oktober 2007 zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und 

der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Wasserbau (EV NFA Wasser-
bau) [BAG 631.123] 

• Handbuch Programmvereinbarung im Umweltbereich, Mitteilung des BAFU als Vollzugsbehör-
de an Gesuchsteller Bundesamt für Umwelt BAFU (Hrsg.) 2011: Handbuch Programmvereinba-
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rungen im Umweltbereich. Mitteilung des BAFU als Vollzugsbehörde an Gesuchsteller. Bun-
desamt für Umwelt, Bern. Umwelt-Vollzug Nr. 1105: 222 S. 

2.2 Anforderungen an Instandstellungsprojekte 
Bund und Kanton setzen voraus, dass der Handlungsbedarf (braucht es diese Massnahme wirk-
lich?) sowie die Wirkung (ist es die richtige Massnahme?) von Instandstellungsprojekten aufgezeigt 
bzw. dokumentiert werden können. 

Es ist nachzuweisen, dass die Instandstellungsmassnahme notwendig ist. Somit müssen entspre-
chende Defizite bestehen. Dabei sind sowohl Hochwasserschutzdefizite, als auch das ökologische 
Entwicklungspotenzial (ökologische Defizite) zu berücksichtigen. Nutzen/Kosten-Überlegungen zur 
Massnahme sollen belegen, dass die Massnahmen nach heutigen Kenntnissen wirtschaftlich und 
verhältnismässig sind. 

Zudem ist aufzuzeigen, dass die gewählte Massnahme resp. Variante die richtige ist und dadurch 
der Nutzung angemessene Schutz- und Entwicklungsziele erreicht werden. Unter Berücksichtigung 
von Aufwand und Lebensdauer sind denkbare Alternativen zu untersuchen und zu dokumentieren. 
Das Instandstellungsprojekt soll aus diesem Variantenstudium als Bestvariante hervorgehen. 

Instandstellungsprojekte müssen ausreichend und nachvollziehbar dokumentiert sein. Der Kanton 
hat im Rahmen des Bewilligungsverfahrens sicherzustellen, dass diese Kriterien erfüllt sind. Das 
BAFU führt bei Projekten aus dem Grundangebot stichprobenartige Kontrollen durch. 

3 Bewilligungssverfahren und Finanzierung 

3.1 Bewilligungsverfahren 
Im Gegensatz zur Unterhaltsanzeige, welche nur einer formellen Prüfung unter Behandlung der fi-
schereilichen, naturschützerischen und forstlichen Belangen unterliegt, soll bei Instandstellungspro-
jekten das Verfahren einer Wasserbaubewilligung mit öffentlicher Auflage gem. Art. 20, 30 – 33 des 
Gesetzes über den Gewässerunterhalt und Wasserbau [WBG; BSG 751.11] zur Anwendung kom-
men. 

Bei Bedarf kann für Instandstellungsprojekte auch ein Wasserbauplanverfahren zur Anwendung 
kommen. Es sind die entsprechenden gesetzlichen Anforderungen zu erfüllen. 

3.2 Finanzierung 
Erfüllt ein Instandstellungsprojekt die technischen, wirtschaftlichen und ökologischen Anforderun-
gen, können vom Bund Abgeltungen gewährt werden. Über die Programmvereinbarung im Grund-
angebot, resp. Einzelprojekte bei besonders grossen Instandstellungsprojekten, deckt der Bund 
35 % der Kosten. Der Kantonsbeitrag beträgt 25 %. Dadurch wird ein gemeinsamer Subventionsan-
teil von 60 % erreicht. Es können keine Mehrleistungen geltend gemacht werden. 

Sind die Bundesmittel knapp und können dadurch nicht mehr alle Projekte mitsubventioniert wer-
den, haben Wasserbauprojekte (Wasserbaubewilligung/-plan) Priorität vor Instandstellungsprojek-
ten. 
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4 Abgrenzungskriterien Instandstellungsprojekt 
Die Abgrenzung Instandstellungsprojekt / Unterhaltsanzeige erfolgt auf der Grundlage der beste-
henden gesetzlichen Vorgaben. 

Die Abgrenzung zwischen einem Instandstellungsprojekt und einem ordentlichen Hochwasser-
schutzprojekt (Wasserbaubewilligung/-plan) erfolgt ebenfalls im Rahmen der bestehenden gesetzli-
chen Grundlagen, kann aber weniger klar festgelegt werden. Projekte mit Instandstellungsmass-
nahmen, für welche eine Kostenwirksamkeit von mehr als 1 nachgewiesen werden kann, können 
auch als Wasserbaubewilligung resp. -plan eingereicht werden, um dadurch zusätzlich Mehrleis-
tungen geltend zu machen und einen höheren Subventionsbeitrag zu erlangen. 

Grundsätzlich ist bei Projekten zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes der rechnerische 
Nachweis zu erbringen, dass die Massnahmen wirtschaftlich sind. Die exakte Bestimmung der Kos-
tenwirksamkeit eines Instandstellungsprojekts ist jedoch oft nicht möglich. Die Kostenwirksamkeit 
kann in diesen Fällen auch mit qualitativen Überlegungen oder relativen Vergleichen plausibilisiert 
werden und muss folglich nicht als absolute Zahl (EconoMe oder BENuKo) nachgewiesen werden. 
Die Verhältnismässigkeit der Massnahmen muss im Rahmen der zu erbringenden Nachweise 
zwingend aufgezeigt werden (vgl. Kap.5). 

Kriterium  

Instandstellungsarbei-
ten, welche Erneue-
rungsarbeiten von 
geringem Ausmass 
übersteigen 

Erneuerungsarbeiten geringen Ausmasses gelten gem. Art. 6 Abs. 3 Bst. b 
WBG als Gewässerunterhalt und sind nicht Teil der Instandstellungsprojekte. 
Als Erneuerungsarbeiten geringen Ausmasses gelten grundsätzlich gem. Art. 
4 Abs. 1 WBV punktuelle Erneuerungsarbeiten an Wasserbauwerken, wie die 
Sanierung von Uferanrissen, das Reparieren schadhafter Stellen (Ersetzen 
von Blocksteinen, Auswechseln von Längshölzern, Ausbessern von Ufermau-
ern und ähnliches), Unterfangungen und die naturnähere Gestaltung. 

Nach Artikel Art. 4 Abs. 4 WBV gelten Erneuerungsarbeiten nicht mehr als 
gering, wenn der Aufwand dafür mehr als ein Viertel der Kosten des vollen 
Ersatzes des Wasserbauwerkes beträgt. 

Erhaltung der Funk-
tion der bestehenden 
Massnahme 

Eine Erneuerung gilt nur dann als Instandstellungsprojekt, wenn die heutige 
Funktion der Schutzbaute erhalten bleibt. D.h. am bestehenden Schutzkon-
zept werden keine relevanten Änderungen vorgenommen. 

Die bestehende Schutzbaute muss resp. darf durch einen gleichen Mass-
nahmentyp in zeitgemässer Bauweise oder einen anderen Massnahmentyp 
mit gleicher Funktion ersetzt werden. Es dürfen andere Baumaterialien ver-
wendet sowie die Ausgestaltung entsprechend den aktuellen Kenntnissen und 
dem heutigen Wissensstand verändert werden. So kann beispielsweise eine 
Bachschale rauer ausgestaltet, ein Blocksatz durch ingenieurbiologische 
Massnahmen oder eine bestehende Sperre durch eine Blockrampe ersetzt 
werden (die Funktion bleibt erhalten). 

Relevante Änderungen wie der Ersatz von Sperren durch einen Geschiebe-
sammler, eine deutliche Vergrösserung des Abflussquerschnitts oder eine 
massgebliche Erhöhung einer Ufermauer oder eines Damms stellen System-
veränderungen dar, welche über eine Instandstellung hinausgehen. Der Ent-
scheid, ob eine Änderung relevant ist und somit ein ordentliches Verfahren 
(Wasserbaubewilligung/-plan) nötig ist, fällt der/die zuständige Wasserbauin-
genieurIn. 
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Eine Verbreiterung der Überfallsektion eines Sperrensystems gilt nicht als relevante Änderung, 
wenn dadurch die Abflusskapazität nicht vergrössert wird (nur Reduktion spezifische Belastung). 
Das System wird dadurch nicht verändert und der Ausbau entspricht dem heutigen Wissensstand 
(angepasste Geometrie). 

Für die Abgrenzung der einzelnen Projekttypen (Instandstellungsprojekt vs. Wasserbaubewilligung/-
plan) über Kosten (absolute Ober- und Untergrenze) bestehen keine gesetzlichen Regelungen. Es 
soll möglich sein, auch Projekte mit geringerem Projektumfang als Instandstellungsprojekte in ei-
nem Wasserbaubewilligungs- oder Wasserbauplanverfahren bewilligen resp. genehmigen zu las-
sen, so wie dies heute bereits für kleinere Wasserbauprojekte der Fall ist. Eine Kostenobergrenze 
ist nicht notwendig, weil einerseits gemäss Handbuch NFA auch sogenannte periodische Instand-
stellungen als Einzelprojekte bewilligt werden können vorgesehen sind und weil andererseits für 
grössere Hochwasserschutzvorhaben ein Anreiz für die Wasserbaupflichtigen besteht, ein Wasser-
baubewilligungs- oder Waserbauplanverfahren zu durchlaufen, da so mittels Mehrleistungen höhere 
Subventionsbeiträge für Wasserbauprojekte beantragt werden können. 

Das Zusammenfassen von geringen punktuellen Erneuerungsarbeiten in einem Sammelprojekt er-
gibt nicht zwingend ein Instandstellungsprojekt, sondern bleibt Unterhalt. Instandstellungsarbeiten 
an längeren Abschnitten, welche über Erneuerungsarbeiten geringen Ausmasses nach Art. 4 der 
Wasserbauverordnung [WBV; BSG 751.111.1] hinausgehen, können als Instandstellungsprojekt 
bewilligt werden, wenn die Abgrenzungskriterien erfüllt sind und die geforderten Nachweise er-
bracht werden können. Diese können im Rahmen einer Gesamtschau innerhalb eines Einzugsge-
biets oder eines Gewässerabschnitts aufgezeigt werden. 

5 Erforderliche Nachweise 
Für die Genehmigung von Instandstellungsprojekten sind bestimmte Nachweise erforderlich. Diese 
sind vorwiegend in Form von qualitativen Beurteilungen zu erbringen und nachvollziehbar im tech-
nischen Bericht zu dokumentieren. Jeder einzelne der folgenden Nachweise muss zwingend er-
bracht werden: 

Nachweis  

Bedürfnisnachweis Instandstellungsprojekte benötigen einen Bedürfnisnachweis. Es muss 
dargelegt werden können, dass das Schutzbauwerk bzw. die Funktion des 
Bauwerkes auch heute noch eine Daseinsberechtigung hat. Das Hoch-
wasserschutzdefizit, resp. das ökologische Entwicklungspotenzial (ökologi-
sches Defizit) ist aufzuzeigen. 

Variantenstudium Im Rahmen eines Variantenstudiums soll aufgezeigt werden, dass die In-
standstellung der bestehenden Massnahme nach wie vor als Bestvariante 
gilt. Dabei ist die Nullvariante (keine Instandstellung) zwingend als Variante 
zu berücksichtigen. Die Aspekte von Hochwasserschutz und Ökologie 
müssen im Sinne von Art. 2 des Gesetzes über den Gewässerunterhalt 
und Wasserbau [WBG; BSG 751.11] zu gleichen Teilen in die Varianten-
bewertung einfliessen. Die Bauweise muss zeitgemäss sein. 

Wirkung Die Wirkung des Instandstellungsprojekts ist aufzuzeigen. Hat die geplante 
Instandstellung keinen quantifizierbaren Einfluss auf die Gefahrenkarte, 
kann die Wirkung auch mittels qualitativen Überlegungen dargelegt wer-
den. Eine Möglichkeit besteht darin, die Konsequenzen bei Nichtrealisieren 
der Instandstellungsarbeiten aufzuzeigen. 

Es muss nachgewiesen werden können, dass mit der geplanten Instand-
stellung sowohl die heute gültigen Hochwasserschutzziele, als auch die 
ökologischen Entwicklungsziele erreicht werden. 
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Verhältnismässigkeit Nach Möglichkeit ist die Kostenwirksamkeit bei Hochwasserschutzprojek-
ten mit Nutzen/Kosten-Berechnungen (EconoMe, BENuKo) zu erbringen. 
Dieser rechnerische Nachweis der Wirtschaftlichkeit ist bei Instandstel-
lungsprojekten nicht immer möglich, weil die Auswirkungen auf die Gefah-
renkarte nicht immer quantifizierbar sind, wodurch keine Kostenwirksam-
keit > 1 nachgewiesen werden kann. Dennoch muss die Verhältnismässig-
keit der Massnahme dokumentiert werden. Dies kann mittels einer qualita-
tiven Betrachtung erfolgen. Es sind nicht nur absolute Werte zu berück-
sichtigen, aber es muss grundsätzlich plausibilisiert werden, dass Aufwand 
und Nutzen in einem günstigen Verhältnis stehen. 

technische und öko-
logische Anforderun-
gen 

Es muss ein Nachweis erbracht werden, dass die technischen und ökolo-
gischen Anforderungen erfüllt werden. 

Zustimmung der 
Grundeigentümer 

Für Instandstellungsprojekte, die mit einer Wasserbaubewilligung bewilligt 
werden, ist die Zustimmung der betroffenen Grundeigentümer einzuholen 
und mit deren Unterschrift zu belegen.  

Gesellschaftliche resp. psychologische Aspekte werden zwar als wichtig erachtet, insbesondere für 
die Akzeptanz von Projekten. Sie rechtfertigen jedoch nicht den Erhalt von Massnahmen, für wel-
che gar keine Wirkung nachgewiesen werden kann oder die keine Sachwerte oder Personen schüt-
zen. Ausserdem reichen Angaben zu früher getätigten Investitionen und Unterhaltsaufwendungen 
nicht aus, um den Bedarfsnachweis für weitere Investitionen für die Instandstellung von Schutz-
bauwerken zu erbringen. 

6 Umfang Projektdossier 

6.1 Dossierumfang 
Der Umfang des Dossiers für Wasserbaubewilligungsverfahren ist in Art. 19 der Wasserbauverord-
nung [WBV; BSG 751.111.1] geregelt. Das Dossier für Instandstellungsprojekte muss mindestens 
folgende Unterlagen enthalten: 

• Technischer Bericht 
• Kostenvoranschlag 
• Übersichtsplan (Massstab 1:25 000 oder 1:50 000) 
• Situationsplan (Massstab in der Regel 1:1000) 
• Normalprofile 
• Fotodokumentation 

Bei Bedarf kann das Tiefbauamt auch Längen- und Querprofile verlangen.  

6.2 Technischer Bericht 
Der Umfang des technischen Berichts ist den Projektgegebenheiten anzupassen. Im Minimum sind 
die erforderlichen Nachweise zu dokumentieren. 

7 Gültigkeit 
Die vorliegende Handlungsempfehlung wird mit Beginn der neuen NFA-Periode ab dem 01.01.2012 
angewendet. 
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Anhang 1 Abgrenzung der Instandstellungsprojekte vom Gewässerunterhalt und von den Neubau-
projekten Hochwasserschutz 
 

 Gewässerunterhalt Instandstellungsprojekt Neubauprojekt 

Gegenstand 
 

• Unterhaltsarbeiten klei-
nen Ausmasses (< 25%) 

• Instandstellung von HWS-Bauten oder 
Ersatz durch gleichartige, neue Bau-
werke  

• Neue HWS-Massnahmen, 
„herkömmliche Projekte  

Verfahren 
 

• Unterhaltsanzeige (be-
willigungsfrei) 

 

• Wasserbaubewilligung / Wasserbau-
plan, vereinfacht 

• Bedürfnisnachweis für Schutzbaute 

• Variantenstudium -> Bestvariante 
(Schutzwirkung, Ökologie) 

• Verhältnismässigkeit (N/K > 1 oder qua-
litative Plausibilisierung der Kostenwirk-
samkeit) 

• Wasserbaubewilligung oder 
Wasserbauplan 

• Anforderungen gemäss 
Fachordner Wasserbau 

 

Beiträge 
 

• 33-50%  

• Nur Kantonsbeiträge 

• Abrechnung nur am Jah-
resende möglich 

• Grundangebot: 60% (davon 35% BAFU-
Anteil) 

• Einzelprojekt: 25% Kanton + 35% BAFU

• Bundes- und Kantonsbeiträge 

• Keine Mehrleistungen 

• Grundangebot: 60-80% (da-
von 35% BAFU-Anteil, 
Mehrleistungen Kanton)  

• Einzelprojekt: 25-35% Kan-
ton + 35-45% BAFU, inkl. 
Mehrleistungen Bund und 
Kanton 
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Anhang 2 Auszug der relevanten Gesetzestexte 

Gesetz vom 14. Februar 1989 über den Gewässerunterhalt und Wasserbau (Was-
serbaugesetz, WBG) [BSG 751.11] 

II. Aufgaben, Träger, Organisation 

1. Aufgaben 

Art. 6 

Gewässerunterhalt 
1  Die Gewässer sind zu unterhalten. 
2  Dem Gewässerunterhalt dienen alle Vorkehren, die geeignet sind, das Gewässer, die zugehöri-

ge Umgebung und die Wasserbauwerke (Schutzbauten und Anlagen gegen Bodenbewegungen) 
in gutem Zustand zu erhalten. 

3  Der Gewässerunterhalt umfasst 
a die Räumungs- und Reinigungsarbeiten; 
b die Erneuerungsarbeiten geringen Ausmasses an Wasserbauwerken; 
c die Pflege und das Ersetzen von standortgerechten Bestockungen und 
d die Pflege von Böschungen und Uferunterhaltswegen. 

4  Die Schwemmholzbeseitigung, die nicht zum Schutz des Ufers erforderlich ist, gehört nicht zum 
Gewässerunterhalt im Sinne dieses Gesetzes. Soweit sie zur Freihaltung der Gewässer für die 
konzessionierte Schiffahrt oder zum Schutz von Schilfbeständen nötig ist, wird sie vom Kanton 
[Fassung vom 7. 6. 2001] durch die beteiligten Direktionen besorgt. [Fassung vom 2. 5. 1995] 

Wasserbauverordnung vom 15. November 1989 [BSG 751.111.1] 
I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 4 

1.2 Erneuerungsarbeiten geringen Ausmasses (Art. 6 Abs. 3 Bst. b WBG) 
1  Punktuelle Erneuerungsarbeiten an Wasserbauwerken, wie die Sanierung von Uferanrissen, das 

Reparieren schadhafter Stellen (Ersetzen von Blocksteinen, Auswechseln von Längshölzern, 
Ausbessern von Ufermauern und ähnliches), Unterfangungen und die naturnähere Gestaltung 
sind grundsätzlich von geringem Ausmass im Sinne von Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b des 
Wasserbaugesetzes [BSG 751.11]. 

2  Als Wasserbauwerk im Sinne von Absatz 1 gilt der Uferabschnitt, der gleichartig verbaut ist. Als 
gleichartig gelten jeweils unter sich alle Arten von Betonmauern, Pflästerungen, Uferrollierungen, 
Blocksatz oder kombinierten Verbauungen (Block und Holz mit Bestockung, Lebendverbau) und 
dergleichen. 

3  Zeitlich und sachlich zusammenhängende Erneuerungsarbeiten sind als Einheit zu betrachten. 
4  Die Erneuerungsarbeiten gelten jedoch nicht mehr als gering, wenn der Aufwand dafür mehr als 

ein Viertel der Kosten des vollen Ersatzes des Wasserbauwerkes beträgt. 
5  Unabhängig von diesem Kostenverhältnis gilt als gering der gleichartige Ersatz von einzelnen 

Blockrampen, Tromholzschwellen, Block- oder Holzüberfällen und ähnlichem, sofern die Fisch-
wanderung durch die Überfallhöhe nicht beeinträchtigt ist. 
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2. Wasserbauplan- und Wasserbaubewilligungsverfahren 

Art. 19 

2. Wasserbaubewilligungsverfahren; Unterlagen 
1  Im Wasserbaubewilligungsverfahren sind mindestens folgende Unterlagen erforderlich: 

a technischer Bericht mit Nachweis des Bedürfnisses im Sinne von Artikel 7 Absatz 1 des Was-
serbaugesetzes [BSG 751.11]; 
b Kostenvoranschlag; 
c Übersichtsplan (Massstab 1:25 000 oder 1:50 000); 
d Situationsplan (Massstab in der Regel 1:1000); 
e Normalprofile. 

2  Die Unterlagen sind zur Bewilligung in dreifacher Ausfertigung beim Tiefbauamt einzureichen. 
3  Artikel 14 Absatz 4, 15 und 16 sind anwendbar. Bei Bedarf kann das Tiefbauamt auch Längen- 

und Querprofile oder eine Fotodokumentation über die bestehenden Verhältnisse verlangen. 
4  Für das Verfahren gilt Artikel 31 des Wasserbaugesetzes [BSG 751.11]. Artikel 17 Absatz 2 und 

Artikel 18 dieser Verordnung sind sinngemäss anwendbar. 

Einführungsverordnung zur Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-
benteilung zwischen Bund und Kantonen im Bereich Wasserbau (EV NFA Wasser-
bau) [BAG 631.123] 

Beitragssätze 

Art. 3 

1 Die Beiträge an die Erstellung und den Ersatz von Schutzbauten und -anlagen, die Einrichtung 
und den Betrieb von Messstellen sowie den Aufbau von Frühwarndiensten betragen höchstens 
60 Prozent der anrechenbaren Kosten im Sinne von Artikel 36 des Gesetzes vom 14. Februar 
1989 über Gewässerunterhalt und Wasserbau (Wasserbaugesetz, WBG). Besonders wirksame 
Projekte können zusätzlich mit Mehrleistungen von höchstens 20 Prozent der anrechenbaren 
Kosten gefördert werden. 
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Handbuch NFA im Umweltbereich, Fachspezifische Erläuterungen zur Programm-
vereinbarung im Bereich Schutzbauten und Gefahrengrundlagen, BAFU 2011-11-02 

6.2.1 Programmblatt 

 

Elemente des Vierjahresprogramms und Einzelprojekte 

 

6.2.1 Programmziele 

PZ 1 Grundangebot – Mitfinanzierung von periodischen Instandstellungsarbeiten 

Mit den Mitteln aus dem Grundangebot können auch periodische Instandstellungsarbeiten von 
Schutzbauten, die generell der Erhaltung der Funktionsfähigkeit dienen, mitfinanziert werden. Im 
Bereich Wasserbau handelt es sich dabei um Arbeiten, die insbesondere der Erhaltung des Ab-
flussquerschnitts dienen und alle 5 bis 10 Jahre anfallen. Die Ausweitung der Mitfinanzierung darf 
jedoch nicht zu einer Erhöhung der Kredite führen. Allerdings ist es häufig wirtschaftlicher, periodi-
sche Instandstellungsarbeiten auszuführen, weil damit einerseits die Sicherheit erhalten und ande-
rerseits die Lebensdauer einer Schutzbaute verlängert werden kann. Der laufende Unterhalt von 
Schutzbauten ist hingegen Sache der Kantone. Der Bund beteiligt sich nicht an den anfallenden 
Kosten. 
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Anhang 3 Fallbeispiele 
Anhand der folgenden Fallbeispiele wird aufgezeigt, welche Projekte zukünftig als Unterhaltsanzeigen 
(UHA), Instandstellungsprojekte (ISP) resp. als Wasserbaubewilligung (WBB) klassiert werden. Die Beurtei-
lung wurde im Rahmen einer Begleitgruppensitzung für alle Fallbeispiele erarbeitet und in der folgenden 
Tabelle dokumentiert. 

 

Gewässer, Ort, OIK Problemstellung Beurteilung 

Kleine Simme, Zweisimmen,  
OIK I 

 

 

Ufermauern verfallen und müssen 
im ähnlichen Rahmen ersetzt wer-
den. Die Platzverhältnisse im 
Siedlungsgebiet lassen keine an-
deren Massnahmen zu. Parallel 
zur Erneuerung der Ufermauern 
wird die Sohle der Kleinen Simme 
abgesenkt, um die Abflusskapazi-
tät zu erhöhen. 

Der Zustand vor und nach der 
Sanierung der Ufermauern ist 
nicht identisch. Es ist zu beurtei-
len, ob die Sohlenabsenkung eine 
„relevante Änderung“ darstellt 
oder nicht. 

Die Instandstellungsarbeiten 
betreffen einen längern Abschnitt 
und gehen somit über Erneue-
rungsarbeiten geringen Ausmas-
ses hinaus. Würde der Querschnitt 
der Kleinen Simme nicht verän-
dert, wäre die Erhaltung der Funk-
tion gegeben und das Projekt wür-
de alle Kriterien eines ISP erfüllen. 
Die Vergrösserung des Abfluss-
querschnittes stellt jedoch eine 
relevante Änderung dar. Dafür 
sind die geforderten Nachweise 
auf Stufe WBB/WBP zu erbringen. 

 

Projektkategorie: WBB/WBP 

Grönbach, Merligen, OIK I 

 

 

Die gepflästerte Schale des Grön-
bachs weist deutliche Unebenhei-
ten auf. Dadurch entstehen uner-
wünschte Turbulenzen, welche im 
Hochwasserfall die Stabilität der 
Schale gefährden. Wird sie an 
einer Stelle aufgerissen ist ein 
Totalkollaps nicht auszuschlies-
sen. 

Dem Versagen kann keine Jähr-
lichkeit zugeordnet werden und 
der Nachweis der Kostenwirksam-
keit von Instandstellungsarbeiten 
ist schwierig. Es kann keine 
Schutzwirkung gegenüber der 
heutigen Situation ausgewiesen 
werden. Ein Teilversagen der 
Schale verbunden mit Erosions-
prozessen könnte grosse Schäden 
verursachen. 

Die Instandstellungsarbeiten ge-
hen über Arbeiten geringen Aus-
masses hinaus (Abschnittlänge). 
Die Funktion der bestehen Mass-
nahme (Bachschale) bleibt erhal-
ten. 

Die geforderten Nachweise kön-
nen erbracht werden. Heute gülti-
ge Schutzziele werden erreicht. 

 

Projektkategorie: ISP 
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Gewässer, Ort, OIK Problemstellung Beurteilung 

Gürbe, Wattenwil/Blumenstein, 
OIK II 

 

 

Die Sperren im Oberlauf des 
Hauptlaufes sind sanierungsbe-
dürftig/beschädigt und müssen 
ersetzt resp. saniert werden. 

In den 90er Jahren wurde ein inte-
grales Schutzkonzept erarbeitet, 
welche den Schutz des Hauptlaufs 
der Gürbe vorsieht. 

Mit einem Projekt zur Sanierung 
einzelner Sperren, wird ein Total-
kollaps der gesamten Sperren-
treppe im Ereignisfall verhindert. 
Eine Schutzwirkung ist kaum 
nachweisbar. 

Die Verbauung ist in der Bevölke-
rung verwurzelt und akzeptiert. 
Der Schutz von Sachwerten und 
Personen könnte heute jedoch mit 
anderen, kostenwirksameren 
Massnahmen realisiert werden. 
Die Realisierung eines grossen 
Geschieberückhalts wäre mit ei-
nem extremen Paradigmenwech-
sel verbunden. 

Die Sanierungsarbeiten überstei-
gen Arbeiten geringen Ausmasses 
gem. Gesetz. Die Funktion (Soh-
lenfixpunkte) der bestehen Mass-
nahme (Sperrentreppe) bleibt er-
halten. 

Im Rahmen des Variantenstudi-
ums sollte überprüft werden, ob 
das integrale Schutzkonzept nach 
heutigem Wissensstand die Gül-
tigkeit beibehält. Würde ein ande-
res Konzept als die Sanierung der 
Sperren verfolgt, hätte das eine 
Konzeptänderung zur Folge. 

 

Projektkategorie: ISP 

Vöuigrabe, Linden, OIK II 

 

Aufgrund von Sparmassnahmen 
wurden bei der ursprünglichen 
Bauausführung nur 3 von 7 Sper-
ren realisiert. Resultat: Sperren 
sind heute beschädigt (Fallboden 
hängt in der Luft) und es besteht 
eine Gefahr ausgehend vom Kol-
laps der Sperren. 

Mittels eines Projektes zur Erstel-
lung von Holzkasten zwischen 
bestehenden Sperren wird die 
gesamte Sperrentreppe stabili-
siert. 

Mit dem Projekt wird ein Weg, eine 
Liegenschaft und Landwirtschafts-
land, sowie die bestehende Sper-
rentreppe geschützt. 

Die Arbeiten gehen über Arbeiten 
geringen Ausmasses gem. Gesetz 
hinaus. 

Die zusätzlichen Holzkasten, wel-
che zwischen den bestehenden 
Sperren erstellt werden, stellen im 
Prinzip eine Systemerweiterung 
und somit eine relevante Ände-
rung dar. 

 

Projektkategorie: WBB 
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Gewässer, Ort, OIK Problemstellung Beurteilung 

Kalte Sense, Sangernboden, 
OIK II 

 

 

Sperren unterhalb einer Brücke 
(Gemeindestrasse) sind unter-
spült. 

Die Brücke soll durch eine Sanie-
rung der Sperren geschützt wer-
den (Objektschutz Brücke). 

Es kann keine ausreichende Kos-
tenwirksamkeit nachgewiesen 
werden. 

Ein zerstörter Sohlenfixpunkt wird 
erneuert und damit ein gesamtes 
System gesichert. Die Erneuerung 
übersteigt Unterhaltsarbeiten im 
Sinne der Wasserbauverordnung. 
Der Sohlenfixpunkt bleibt erhalten 
und das bestehende System wird 
somit nicht verändert. 

 

Projektkategorie: ISP 

Limpachkanal, Wengi – 
Kräiligen, OIK III 

 
 

Dieser künstliche, knapp 20 km 
lange Kanal mit Holzladenbau 
wurde erstellt, um das Moos west-
lich von Bätterkinden zu entsump-
fen. Wird das Holz entfernt, bricht 
der Kanal in sich zusammen und 
das Moos wird nicht mehr ausrei-
chend entwässert. Bis heute konn-
te keine bessere Lösung zur Er-
haltung des Kanals gefunden wer-
den. Bis anhin wurden nur einzel-
ne Abschnitte saniert. Aufgrund 
des heutigen Zustandes müssen 
nun jedoch längere Abschnitte 
ersetzt werden, um das gesamte 
Bauwerk zu erhalten und die Ent-
wässerung sicher zu stellen. 

Der Nachweis der Kostenwirk-
samkeit ist nicht möglich (Schutz-
ziel Landwirtschaftsland zu ge-
ring), die Massnahme ist jedoch 
günstiger als ein Neubau des Ka-
nals, welcher grosse Auswirkun-
gen auf das bestehende Draina-
gesystem zur Folge hätte. Die 
ökologischen Defizite bleiben be-
stehen. 

Die Sanierung ist nicht punktuell, 
sondern wird über längere Ab-
schnitte realisiert und übersteigt 
somit den herkömmlichen Unter-
halt. Das bestehende Schutzbau-
werk wird durch ein analoges Bau-
werk ersetzt, wodurch keine rele-
vante Änderung besteht. 

 

Projektkategorie: ISP 
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Gewässer, Ort, OIK Problemstellung Beurteilung 

Schüss, Biel, OIK III 

 

 

Bestehende Ufermauern müssen 
saniert werden (es gibt noch wei-
tere ähnliche Beispiele: Lyss, 
Birs). 

Aufgrund der Platzverhältnisse 
können keine anderen Massnah-
men realisiert werden. 

Ein Nachweis der Kostenwirksam-
keit ist problematisch.  

Werden die Ufermauern Saniert 
resp. durch ähnliche (gleich hohe) 
Mauern ersetzt, werden die 
Schutzziele nicht überall erreicht. 

Fällt eine Erhöhung der Ufermau-
ern (zur Verbesserung der Hoch-
wassersicherheit) im Rahmen der 
Instandstellung auch in die Kate-
gorie ISP oder muss ein Projekt 
lanciert werden? 

Es müssen längere Abschnitte der 
Ufermauer saniert werden (kein 
lokales Ausbessern). Der Eingriff 
übersteigt somit Unterhaltsarbei-
ten im Sinne des Gesetzes. 

Abschnitte, auf welchen die heute 
geltenden Schutzziele erfüllt sind 
und keine Erhöhung der Ufermau-
er nötig ist, fallen in die Kategorie 
der Instandstellungsprojekte (das 
System wird nicht verändert). 

Auf Abschnitten mit ungenügender 
Abflusskapazität muss die Kapazi-
tät mittels einer Erhöhung der 
Ufermauer (aus Platzgründen 
besteht keine andere Möglichkeit) 
vergrössert werden, um die heute 
gültigen Schutzziele zu erreichen. 
Die Erhöhung der Abflusskapazität 
ist eine relevante Änderung. Diese 
Abschnitte sollen getrennt von den 
Instandstellungsmassnahmen in 
einem Wasserbaubewilligungs- 
resp. Wasserbauplanverfahren 
bewilligt resp. genehmigt werden. 

 

Projektkategorie: ISP + WBB (Auf-
teilung des Projekts) 

Zuflüsse Emme, Eggiwil, OIK IV 

 

Ein Holzverbau am Unwillengra-
ben ist beschädigt und ein voll-
ständiger Kollaps im Ereignisfall ist 
nicht ausgeschlossen. Der hölzer-
ne Längs- und Querverbau (vgl. 
Bild) muss ersetzt werden. 

Kostenpunkt ca. 40'000.-, dies 
entspricht 1/3 Kosten der gesam-
ten Unterhaltsanzeige. 

Die Kostenwirksamkeit ist nicht 
gegeben. Die Sanierung des Ver-
baus wird heute über eine Unter-
haltsanzeige eingereicht, weil kein 
Wasserbauprojekt möglich ist. 

Die Arbeiten am Unwillengraben 
übersteigen Arbeiten geringen 
Ausmasses gem. WBV. Die Funk-
tion des Verbaus bleibt erhalten. 
Diese Arbeiten können daher aus 
der Unterhaltsanzeige gelöst und 
separat als Instandstellungsprojekt 
eingereicht werden. Die erforderli-
chen Nachweise sind zu erbrin-
gen. 

 

Projektkategorie: ISP 
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Gewässer, Ort, OIK Problemstellung Beurteilung 

Gemeinde Langnau, OIK IV 

 

Viele verschiedene Unterhaltsar-
beiten im gesamten Gemeindege-
biet werden in einer Unterhaltsan-
zeige zusammengestellt und ein-
gereicht/abgerechnet. 

Kostenpunkt ca. 370'000.- 

Unterhaltsmassnahmen im ge-
samten Gemeindegebiet häufen 
sich. 

Die Kostenwirksamkeit ist meist 
nicht gegeben. 

Erneuerungsarbeiten gem. Art. 4 
Abs. 1 WBV werden weiterhin in 
einer Unterhaltsanzeige zusam-
mengefasst. 

Instandstellungsarbeiten an länge-
ren Abschnitten, welche über Er-
neuerungsarbeiten gem. Art. 4 
Abs. 1 WBV hinausgehen, können 
als Instandstellungsprojekt bewil-
ligt werden, wenn die Funktion 
erhalten bleibt, und die geforder-
ten Nachweise im Rahmen einer 
Gesamtschau erbracht werden 
können. 

Unterteilung der Massnahmen in 
Unterhaltsanzeige und Instandstel-
lungsprojekt. 

 

Projektkategorie: UHA + ISP 

Langete, Langental, OIK IV 

 

 

Im Hochwasserfall werden an der 
Langete beim Choufhüsi rund 20 
m3/s entlastet und durch die Stadt 
geleitet. Der Durchlass beim 
Bahnhof SBB bildet aufgrund sei-
nes Zustandes (freigelegte Armie-
rung vgl. Bild, undichte Fugen, 
ausgewaschene Löcher, rostende 
Stahlträger und Armierung) die 
Schwachstelle dieses Entlas-
tungssystems. Es besteht ein 
Versagensrisiko (Einsturzgefahr), 
welches die Funktion des gesam-
ten Systems gefährdet. Die Kosten 
für die Sanierung des Durchlass 
belaufen sich auf rund 1 Mio. 

Ein Nachweis der Kostenwirksam-
keit ist schwierig, die Auswirkun-
gen bei einem Versagen fatal. 

Die Sanierung übersteigt Erneue-
rungsarbeiten geringen Ausmas-
ses, obwohl es sich hierbei um 
einen punktuellen Eingriff handelt. 
Die Funktion der Massnahme als 
Bestandteil eines Gesamtprojektes 
bleibt erhalten. 

Die erforderlichen Nachweise sind 
im Rahmen eines Instandstel-
lungsprojekts zu erbringen. 

Projektkategorie: ISP 

 


